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1 6 2 . Verordnung: Dienstrechtsverfahrensverordnung 1981 — DVV 1981

1 6 2 . Verordnung der Bundesregierung vom
17. März 1981 über die Regelung der Zustän-
digkeiten in Dienstrechtsangelegenheiten
(Dienstrechtsverfahrensverordnung 1981 —

DVV 1981)

Auf Grund des § 2 des Dienstrechtsverfahrens-
gesetzes, BGBl. Nr. 54/1958, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 116/1978,
wird verordnet:

§ 1. (1) Soweit die obersten Dienstbehörden
gemäß § 2 Abs. 2 erster Satz des Dienstrechts-
verfahrensgesetzes in erster Instanz zuständig
sind, wird diese Zuständigkeit für Beamte, die
nicht der obersten Dienstbehörde angehören, in
folgenden Dienstrechtsangelegenheiten auf die im
§ 2 genannten nachgeordneten Dienstbehörden
übertragen:

1. Kündigung des provisorischen Dienstver-
hältnisses und Kündigung des Dienstver-
hältnisses von zeitverpflichteten Soldaten,

2. Feststellung des Eintrittes der Definitiv-
stellung,

3. Einrechnung von Zeiten in die Zeit des
provisorischen Dienstverhältnisses,

4. Feststellung des Übertrittes in den Ruhe-
stand bei Beamten der Dienstklasse VII und
niedrigerer Dienstklassen sowie bei Lehrern
und Beamten des Schulaufsichtsdienstes,

5. Feststellung und Verfügung der Versetzung
in den Ruhestand bei Beamten der Dienst-
klasse VII und niedrigerer Dienstklassen
sowie bei Lehrern und Beamten des Schul-
aufsichtsdienstes,

6. Feststellungen und Verfügungen in Ange-
legenheiten der Außerdienststellung,

7. Feststellung des Wirksamwerdens der Aus-
trittserklärung, der Entlassung und des
Amtsverlustes,

8. Versetzung innerhalb des örtlichen Zustän-
digkeitsbereiches der nachgeordneten
Dienstbehörde,

9. Feststellung, ob die Befolgung eines be-
stimmten Dienstauftrages zu den Dienst-
pflichten zählt, sofern der Dienstauftrag
nicht von der obersten Dienstbehörde oder
auf deren Weisung erteilt worden ist,

10. Entbindung von der Pflicht zur Wahrung
der Amtsverschwiegenheit,

11. Feststellung der Unzulässigkeit der Verle-
gung des Wohnsitzes,

12. Feststellung der Unzulässigkeit einer Ne-
benbeschäftigung,

13. Erteilung und Verweigerung der Genehmi-
gung zur außergerichtlichen Abgabe eines
Sachverständigengutachtens,

14. Untersagung der Annahme eines Ehrenge-
schenkes,

15. Feststellung des Amtstitels und der Ver-
wendungsbezeichnung,

16. Feststellung des Ausmaßes und des Ver-
falls des Erholungsurlaubes sowie Bewilli-
gung des Verbrauches des für das nächste
Kalenderjahr gebührenden Erholungsurlau-
bes,

17. Gewährung eines Sonderurlaubes bis zu
zwei Wochen gegen nachträgliche Meldung
an die oberste Dienstbehörde, soweit der
Sonderurlaub drei Arbeitstage überschreitet,

18. Gewährung eines Karenzurlaubes bis zu
zwei Wochen gegen nachträgliche Meldung
an die oberste Dienstbehörde,

19. Feststellung des Anspruches auf Pflegeur-
laub,

20. Gewährung von Dienstbefreiung für die
Dauer eines Kuraufenthaltes oder für die
Dauer der Unterbringung in einem Gene-
sungsheim,

21. Feststellung des Arbeitserfolges,

22. Feststellungen und Verfügungen in Diszi-
plinarangelegenheiten,
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23. Feststellung der besoldungsrechtlichen Stel-
lung, der Vorrückung, ihrer Hemmung,
Aufschiebung und Einstellung,

24. Feststellungen und Verfügungen in Ange-
legenheiten der Geldbezüge (das sind alle
in Geld ausgedrückten Leistungen aus dem
Dienstverhältnis), mit Ausnahme der Ge-
währung von Belohnungen, Vorschüssen
und Geldaushilfen für Angehörige der Bun-
despolizei, der Bundesgendarmerie, des
Bundesheeres und der Heeresverwaltung,

25. Feststellungen und Verfügungen in Ange-
legenheiten der Sachleistungen,

26. Feststellung des Vorrückungsstichtages,

27. Feststellung der Verpflichtung zum Ersatz
zu Unrecht empfangener Leistungen und
Stundung der Rückzahlung,

28. Feststellung des Pensionsbeitrages,
29. Feststellungen und Verfügungen in Ange-

legenheiten der Ruhegenußvordienstzeiten
und der im Ruhestand verbrachten Zeiten,

30. Feststellungen und Verfügungen in Ange-
legenheiten des Mutterschutzes und des
Karenzurlaubsgeldes,

31. Feststellungen in Angelegenheiten des Ne-
bengebührenzulagengesetzes,

32. Feststellungen und Verfügungen in Reisege-
bührenangelegenheiten,

33. bei Lehrern:
a) Genehmigung zur Erteilung des

Privatunterrichtes an Schüler der ei-
genen Anstalt und zur Aufnahme sol-
cher Schüler in Kost und Quartier,

b) Gewährung eines Sonderurlaubes bis
zu drei Monaten,

c) Gewährung eines Karenzurlaubes bis
zu drei Monaten,

d) Gewährung von Lehrpflichtermäßi-
gungen aus gesundheitlichen Grün-
den,

e) Erfassung von Bescheiden betreffend
die Lehrverpflichtung im Unterrichts-
gegenstand „Aktuelle Fachgebiete".

(2) Die Regelung des Abs. 1 gilt nicht für
Dienstrechtsangelegenheiten eines Beamten, der
eine nachgeordnete Dienstbehörde leitet oder der
der obersten Dienstbehörde ununterbrochen mehr
als zwei Monate zur Dienstleistung zugeteilt ist.

§ 2. Nachgeordnete Dienstbehörden im Sinne
des § 1 sind:

1. im Bereich des Bundeskanzleramtes:
die Österreichische Staatsdruckerei;

2. im Bereich des Bundesministeriums für
Bauten und Technik:

a) die Bundesgebäudeverwaltung I
Wien,

b) die Bundesgebäudeverwaltung II
Wien,

c) das Bundesstrombauamt,
d) das Bundesamt für Eich- und Ver-

messungswesen ;

3. im Bereich des Bundesministeriums für Fi-
nanzen:

a) die Finanzlandesdirektionen,
b) die Finanzprokuratur,
c) das Österreichische Postsparkassen-

amt,
d) der Vorsitzende des Vorstandes der

Österreichischen Salinen Aktiengesell-
schaft hinsichtlich der Beamten, die
auf die Dauer ihres Dienststandes der
Österreichischen Salinen Aktiengesell-
schaft zur Dienstleistung zugewiesen
sind,

e) das Hauptmünzamt,
f) das Bundesrechenamt,
g) das Hauptpunzierungs- und Probier-

amt,
h) die Österreichische Glücksspielmono-

polverwaltung,
i) die Verwertungsstelle des Österreichi-

schen Branntweinmonopols;

4. im Bereich des Bundesministeriums für
Handel, Gewerbe und Industrie:
das Österreichische Patentamt;

5. im Bereich des Bundesministeriums für In-
neres:

a) die Sicherheitsdirektionen,
b) die Bundespolizeidirektionen,
c) die Landesgendarmeriekommandos,
d) die Gendarmeriezentralschule in Möd-

ling;

6. im Bereich des Bundesministeriums für
Justiz:

a) der Präsident des Obersten Gerichts-
hofes,

b) die Generalprokuratur,
c) die Präsidenten der Oberlandesge-

richte,
d) die Oberstaatsanwaltschaften;

7. im Bereich des Bundesministeriums für Lan-
desverteidigung :

a) das Korpskommando I,
b) das Korpskommando II,
c) das Militärkommando Wien,
d) das Kommando der Fliegerdivision,
e) das Kommando der 1. Panzergrena-

dierdivision,
f) das Heeres-Materialamt;
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8. im Bereich des Bundesministeriums für so-
ziale Verwaltung:

a) die Landesinvalidenämter (dem Lan-
desinvalidenamt für Vorarlberg wird
die Zuständigkeit zur Wahrnehmung
der im § 1 Abs. 1 Z 21 genannten
Angelegenheiten nicht übertragen),

b) die Landesarbeitsämter;

9. im Bereich des Bundesministeriums für
Unterricht und Kunst:
die Landesschulräte (der Stadtschulrat für
Wien);

10. im Bereich des Bundesministeriums für
Verkehr:

a) die Post- und Telegraphendirektio-
nen,

b) das Bundesamt für Zivilluftfahrt;

11. im Bereich des Bundesiministeriums für Wis-
senschaft und Forschung:

a) die Universitäten (der Rektor, Uni-
versitätsdirektor oder Bibliotheks-
direktor für die ihm nach den Orga-
nisationsvorschriften unterstehenden
Beamten),

b) die Kunsthochschulen (der Rektor
oder Bibliotheksdirektor für die ihm
nach den Origanisationsvorschriften
unterstehenden Beamten),

c) die Akademie der bildenden Künste
in Wien.

Den in den lit. a bis c angeführten Dienst-
behörden wird nur die Zuständigkeit zur
Wahrnehmung der im § 1 Abs. 1 Z 9, 13,
14 und 16 bis 22 genannten Angelegenhei-
ten übertragen.

§ 3. (1) Den Vorständen der Dienststellen —
ausgenommen die Vorstände der den nachgeord-
neten Dienstbehörden unterstehenden Dienst-
stellen der Wachkörper — obliegt die Durch-
führung folgender Dienstrechtsangelegenheiten:

1. Einteilung (datumsmäßige Festlegung) des
Erholungsurlaubes, aus dienstlichen Rück-
sichten gebotene Abänderungen der Urlaubs-
einteilung, Rückberufung vom Urlaub und
die Feststellung, daß der Verbrauch des Er-
holungsurlaubes bis zum 31. Dezember des
dem Urlaubsjahr folgenden Kalenderjahres
aus dienstlichen Gründen nicht möglich ist;

2. Gewährung eines Sonderurlaubes von höch-
stens drei Arbeitstagen, soweit die Dienst-
stelle nicht Dienstbehörde ist, gegen nach-
trägliche Meldung an die Dienstbehörde;

3. Gewährung eines Sonderurlaubes von höch-
stens einer Woche an einen Lehrer einer
Bundesschule, wenn dessen Vertretung ge-
sichert ist. Auf diese Lehrer ist Z 2 nicht an-
zuwenden.

(2) Bei den Wachkörpern obliegt die Durch-
führung der im Abs. 1 genannten Dienstrechts-
angelegenheiten den nachgeordneten Dienstbe-
hörden.

(3) Die Regelung des Abs. 1 gilt nicht für die
Durchführung von Dienstrechtsangelegenheiten
eines Bediensteten, der Vorstand einer Dienst-
stelle ist. In diesen Fällen obliegt die Durchfüh-
rung dieser dienstrechtlichen Angelegenheiten der
Dienstbehörde, zu der die Dienststelle nach den
Organisationsvorschriften gehört.

§ 4. (1) Die Zuständigkeit, die dem Bundes-
ministerium für Finanzen gemäß § 2 Abs. 6
zweiter Satz des Dienstrechtsverfahrensgesetzes
hinsichtlich der Ruhestandsbeamten und der ver-
sorgungsberechtigten Hinterbliebenen zusteht,
wird dem Bundesrechenamt übertragen.

(2) Die Zuständigkeit, die dem Bundesmini-
sterium für Verkehr gemäß § 2 Abs. 6 zweiter
Satz des Dienstrechtsverfahrensgesetzes hinsicht-
lich der Ruhestandsbeamten und der versorgungs-
berechtigten Hinterbliebenen zusteht, wird, wenn
Dienstbehörde im Sinne des § 2 Abs. 6 erster
Satz des Dienstrechtsverfahrensgesetzes eine Post-
und Telegraphendirektion gewesen ist, dieser Be-
hörde, außer diesem Fall jener Post- und Tele-
graphendirektion übertragen, in deren Bereich
die Partei ihren Wohnsitz hat.

§ 5. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. April
1981 in Kraft.

(2) Die Dienstrechtsverfahrensverordnung
1969, BGBl. Nr. 377, zuletzt geändert durch
die Verordnung BGBl. Nr. 4/1979, tritt mit Ab-
lauf des 31. März 1981 außer Kraft.
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